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I 
ZUR METHODE

Die Materialien zur Industrialisierung in Bielefeld werden arbeitsteilig den folgenden fünf Gruppen zugeordnet:

Gruppe I  
Das Leinengewerbe in Bielefeld vor der Industrialisierung

Gruppe II 
Streit in der Familie Delius

Gruppe III 
Die Gründung von Fabrikanlagen

Gruppe IV 
Arbeits- und Lebensbedingungen

Gruppe V 
Die Nachfolgeindustrien

Aufgaben: 

1. Jede Gruppe bearbeitet ihre Materialien und erstellt eine überschaubare Struktur (ca. drei bis fünf Strukturfelder).

2. Innerhalb der Gruppe sollte – vor allem bei relativ wenigen Materialien – nicht arbeitsteilig vorgegangen werden, sondern alle sollten alles lesen.

3. Ziel der Arbeit ist ein Gruppenvortrag im Museum. Gerade wegen der Situation im Museum ist ein klar und überschaubar strukturierter Vortrag von besonderer Bedeutung.

4. Im Museum sucht sich jede Gruppe Exponate, an denen zentrale Aspekte erklärt werden können.

5. Grundsätzlich muss jedes Gruppenmitglied in der Lage sein, jeden Teilaspekt vorzustellen (s.o. Punkt 2).

II   
EINSTIEG: EIN ANONYMER DROHBRIEF AN    



                 GUSTAV DELIUS, 1850

„Lieber Herr Delius

Ich finde mich genöthigt Ihnen den geheimen Entschluß mehrerer Weber und Spinner mitzuteilen. Weil ich denke, Sie könen sich bessern und die Sache nachlassen. Die Weber und Spinner in den Gemeinden Schildesche Jöllenbeck und Enger und wer weiß wo noch mehr haben sich vereinbart, wen Sie von Bielefeld nach Bürkel fahren, in Entweder Todt zu Schießen oder ganz mörderlich zu behandeln, wo Sie sich dreiste auf verlassen können. Wenn Sie in kurzen nicht anfangen, und befördern unßer Handspinnerei und lassen Maschienerei nach, den denken Sie sich einmahl, wenn die Spinnerei aufhört, wo sollen die Armen Leute von leben, den Sie können daß gut sagen Sie haben Geld un gut genug, und ich weiß gar nicht was Sie daraus haben aber Sie meinen vielleicht Sie hätten nur alleine was nöthig und da Sie schon genug haben. Aber sie meinen Vielleicht, die Welt hätte der liebe Gott alleine für die reichen gegeben aber Gott will doch, daß wir alle leben Sollen, den wir müssen doch alle Sterben und denn Erfährt ein jeder und erhält seinen lohn wie er gehandelt hat bei leibes leben es sey den Böse oder Gut was ihnen vielleicht bald überkommen kann wenn sie sich nicht besinnen. Oder Glauben Sie an keinen Gott den sind Sie noch Schlechter als ein Vieh, Wehe dir Wehe dir du Armer Mann die Weil du wohl reich bist.

Diese Gegend ist jetzt ganz ruhig aber Sie fangen es wieder dazu an, daß wieder Aufruhr komen muß.

Ich bitte besinnen Sie sich doch, sonst bleibt kein Stein auf den andern und Sie können es auch niemals vor Gott nicht verantworten. Ich rahte Sie und alle die, die Maschienen haben wollen laßt davon ab.

Enger, den 15 ten Januar 1850                                      
Ein guter Freund N.N.“ 

(zitiert aus: Eduard Schoneweg, Das Leinengewerbe, ein Beitrag zur niederdeutschen 

Volks- und Altertumskunde, Bielefeld 1923, S. 237 f.)

Anmerkung:

Mit „Bürkel“ meint er den Ort Bökel bei Bünde. Dort besaß Delius ein Gut.

III  
MATERIALIEN: ARBEITS- UND LEBENSBEDINGUNGEN

A  
Die Arbeitsbedingungen in der Fabrik

1. Die Fabrikordnung der Ravensberger Spinnerei, 1856

„§ 1. Jeder in die Fabrik aufgenommene Arbeiter muss sich bei seinem Eintritt verbindlich machen, der von der Ravensberger Spinnerei errichteten Krankenkasse beizutreten, so wie auch, mindestens vier Wochen nacheinander im Dienste der Fabrik zu bleiben. Wird ihm nach Verlauf dieser Zeit der Abschied nicht gegeben, so sind beide Parteien, die Fabrikverwaltung und der Arbeiter, zu einer wechselseitigen Kündigung von vier Wochen verpflichtet; falls darüber besondere Kontrakte nicht andere Bestimmungen getroffen haben. […]

Die wegen Untreue, Ungehorsam, Untauglichkeit oder wegen schlechter Arbeit und Aufführung verabschiedetenen Arbeiter sind von diesem Vorzuge ausgeschlossen und können augenblicklich aus der Arbeit entlassen werden.

§ 2. Die Arbeit beginnt an jedem Tage, außer an den Sonntagen und den gesetzlichen Feiertagen, des Sommers 5 ½  Uhr, des Winters früh 6 Uhr, und dauert mit Ausnahme von ½ Stunde Frühstückszeit, 1 Stunde Mittagsruhe (12 bis 1 Uhr) im Sommer bis Abends 7 Uhr, im Winter bis Abends 7 ½ Uhr, also volle 12 Stunden, und ist es den Arbeitern nicht gestattet, sich innerhalb dieser Zeit ohne Erlaubnis zu entfernen.

§ 4. Der jedesmalige Beginn der Arbeit wird durch das Läuten einer Glocke angezeigt, in der Art, dass ½ Stunde vor Beginn zum ersten Mal und 20 Minuten später zum zweiten Mal angeschlagen wird, und müssen sämtliche Personen fünf Minuten nachher bei ihrer Arbeit stehen. Nach dem Frühstück und nach der Mittagszeit wiederum 10 Minuten vor dem Anfange geläutet.

§ 5. Jedem Arbeiter, der zu spät in die Arbeit kommt, oder ohne Erlaubnis zu Hause bleibt, wird die Strafe von dem doppelten Werte derer Zeit seines Ausbleibens auferlegt, die geringste Strafe wird für ¼ Tag gerechnet.

§ 7. Während der Arbeitszeit sind sämtliche in der Fabrik beschäftigten Personen den Fabrikverwaltern, deren Stellvertretern und den Aufsehern unbedingten Gehorsam schuldig, ein jeder muss Fleiß und Treue, Reinlichkeit und Ordnungsliebe verbinden, und zur Vermeidung von eigenem Unglück und Nachteilen der Fabrik seine ganze Aufmerksamkeit auf die ihm angewiesene Arbeit richten.

§ 8. […] Der Arbeiter muss seine Maschine gut behandeln, zur festgesetzten Zeit putzen und schmieren, den Platz unter und neben seiner Maschine, sowie auch sich selbst rein halten und den guten Abfall sorgfältig aufbewahren.

§11. Ein jeder ist für das ihm übergebene Werkzeug etc. oder das zur Maschine gehörige Inventarium verantwortlich, muss sich daher unbrauchbar gewordene Stücke gegen neue umtauschen lassen und hat verlorene zu ersetzen.

§ 12. Das Tabakrauchen und der Genuss geistiger Getränke ist in der Fabrik und ihrer Umgebung bei Strafe von 10 Sgr. bis 1 TIr. verboten, ebenso ist dem Arbeiter unnützes Plaudern, Fluchen, Streiten, Singen unanständiger Lieder und überhaupt jedes Störung verursachende unanständige Benehmen bei Strafe untersagt.

§ 13. Jedem Arbeiter, der betrunken zur Arbeit kommt und dadurch die Ruhe auf irgendeine Art stört, wird eine Strafe von mehreren Tageslöhnen auferlegt. […]

§ 18. Den Arbeitern, welche eine von einem andern begangene Untreue entdecken und dieselbe auf dem Comptoir anzeigen, wird eine Belohnung versprochen und ihre Namen sollen verschwiegen bleiben, wer dagegen Diebstähle verhehlt, soll gleich dem Täter bestraft werden.“ 

(zitiert aus: Stadtarchiv Detmold M 2, Bielefeld Nr. 320; gekürzt)

2. Die Arbeitsbedingungen in der Spinnerei

Die Verarbeitung des Flachses in der Spinnerei begann in der Hechelei. Hier wurden die gerösteten (Gärprozess durch Lagerung im Wasser) und geschwungenen (aufgebrochenen) Pflanzenstengel durch Kämme gezogen, um die Fasern zu trennen. Bis in die 80er Jahre des 19. Jahrhunderts hinein musste diese Arbeit manuell verrichtet werden. In der Hechelei entwickelte sich ständig Staub, der zu Lungenerkrankungen unter den Arbeitern und Arbeiterinnen führte. Erst der Einbau von Ventilatoren verhalf zu einer Verringerung des Staubes. Die Fasern kamen nun in die Sortiererei und wurden nach Länge und Güte sortiert. In der Carderie wurden die kürzeren Fasern zu Streifen gezogen. Es schloss sich ein Produktionsgang an, in dem die Fasern bzw. wolligen Streifen zu Bändern verbunden wurden.

In den Vorspinnsälen wurden die Bänder zu einem dicken Garn gezogen. Diese Tätigkeit war die Vorbereitung des nun folgenden Spinnvorgangs. In den Spinnsälen wurden feinere Garne gesponnen. Die Fäden wurden – bei der in Bielefeld üblichen Nassspinntechnik – durch Behälter mit heißem Wasser (60 bis 70 Grad) gezogen, gestreckt und anschließend auf Spindeln gedreht. Die Tätigkeit der Spinnerinnen bestand darin, auftretende Fadenbrüche durch schnelles Verknoten zu beheben. Wegen der Behälter mit heißem Wasser herrschte in diesen Räumen eine Temperatur von 30°C. Zudem gaben die Fäden durch die schnelle Drehung der Spindeln Wassertropfen ab, so dass die Luftfeuchtigkeit beträchtlich war und die Arbeiterinnen ständig in nasser Kleidung arbeiten mussten. Die Spindeln von den Spinnmaschinen wurden in die Haspelei gebracht, um dort für die weitere Verarbeitung in der Weberei umgespult zu werden. Die Haspeln wurden nach dem Trocknen zur Bleiche gebracht und ausgelegt.

Dass derartig schwere Arbeitsbedingungen ihre Auswirkungen auf die Gesundheit der Arbeiterinnen hatten, wird aus einem ärztlichen Bericht von 1874 deutlich:

„Die häufigsten Krankheitserscheinungen bei den Arbeiterinnen […] sind der Katarrh der Lungen, der Nase, des Kehlkopfes und des Schlundes, namentlich der Lungen. Dieselben sind hartnäckig den Heilmitteln widerstrebend, wiederkehrend, befallen besonders mitunter die neu eingetretenen Arbeiterinnen, werden nach stattgefundener Gewöhnung an den schädlichen Reiz seltener oder kehren nur bei Temperaturschwankungen wieder. Der Grund ist theils in dem Staub zufinden, der die Luft der Säle erfüllt, theils in den Temperatur-Differenzen der Luft in den Sälen und außerhalb, theils in der diesen nicht entsprechenden unvollkommenen Bekleidung; nach Anbringung der Ventilations-Vorkehrungen in der Ravensberger Spinnerei ist es um vieles besser geworden. Daß die anhaltende Einwirkung des Staubes auf die Lungen das Contingent des später der Lungen-Tuberculose (im weiteren Sinne) Amheimfallenden vermehrt, ist nicht unwahrscheinlich, entzieht sich jedoch bei dem häufigen Wechsel der Arbeiterinnen der ärztlichen Beobachtung.“

Daneben litten die Frauen an Ermüdung, Gliederschmerzen und Hautgeschwüren. Der folgende Bericht stammt von der ehemaligen Spinnereiarbeiterin Hildegard Ahlmeyers. Sie kam am 2. Februar 1935 aus dem Ruhrgebiet, um in der Spinnerei zu arbeiten:

„ […] Ich bin da nur vier Jahre gewesen, weil die ständige Nässe – die Arme waren ja ständig nass – meiner Haut schadete: Ich bekam die Wasserkrätze. Um uns die Arme trockenzureiben, nahmen wir Abfall vom Vorspinn, sogenannte Hede. Bis zu Ellenbogen hatte ich die ganze Arme ganz rot. Übers Wochenende verheilte das dann, aber montags ging's wieder von vorne los. Damals trug ich immer Blusen mit langem Arm, um die Kratzer zu verbergen, denn dann hieß es ja gleich wieder Spinnerlöttchen.“ 

(nach: Hey, Geschichtsabläufe, S. 136-138)

3. Die Arbeitszeit

Die Textilindustrie war in der Frühphase der Industrialisierung für den hohen Anteil der Kinder- und Frauenarbeit, für lange Arbeitszeiten und niedrige Löhne bekannt. Bei einer effektiven Arbeitszeit von zwölf Stunden in den 1850er und 1860er Jahren, mussten die Beschäftigten der Ravensberger Spinnerei ihre Arbeit morgens um 5.30 Uhr antreten und konnten erst um 19.00 Uhr nach Hause gehen. Im Winter verschob sich die Arbeitszeit um eine Stunde. Damit die Arbeiter pünktlich erschienen, wurde eine halbe Stunde vor Arbeitsbeginn die laut ins Land tönende Dampfpfeife betätigt. Fünf Minuten vor Arbeitsbeginn musste jeder an seinem Arbeitsplatz stehen, sonst erhielt er eine Strafe, die mindestens ein Viertel seines Tagesverdienstes betrug. Gegebenenfalls, so schrieb die Arbeitsordnung vor, musste auch Nachtarbeit geleistet werden. Unterbrochen wurde diese Arbeit durch eine halbstündige Pause am Vormittag und eine Stunde Pause am Mittag. Bei normaler Arbeitsdauer verbrachten die Beschäftigten täglich 13 ½ Stunden in der Fabrik. Der Fußweg zur Spinnerei dauerte noch einmal ein bis zwei Stunden.

Die effektive Arbeitszeit sank Mitte der 1870er Jahre auf elf, 1891 auf zehneinhalb, 1911 auf zehn und 1924 auf neun Stunden. Die Arbeitszeitverkürzung erfolgte vor allem durch einen späteren Arbeitsbeginn und die Reduzierung der Samstagsarbeitszeit. Urlaub gab es vor dem Ersten Weltkrieg nicht.                 

 (Dirk Ukena / Hans J. Röver (Hg.), Die Ravensberger Spinnerei. Von der Fabrik zur Volkshochschule – zur 

Umnutzung eines Industriedenkmals in Bielefeld, 

Hagen 1989, S. 18)

B  
Kinderarbeit

Neben den Erwachsenen arbeiteten auch Kinder in der Fabrik. Die Kinder im Alter zwischen 12 und 14 Jahren wurden neben der Arbeit in der Fabrikschule unterrichtet, sie erhielten nur ein Fünftel des Männerlohns. 
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Kinderarbeitsschutzgesetz im Vergleich 
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2. Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in Fabriken, 1839

„§ 1. Vor zurückgelegtem neuntem Lebensjahre darf niemand in einer Fabrik oder bei Berg-, Hütten- und Pochwerken zu einer regelmäßigen Beschäftigung angenommen werden.

§ 2. Wer noch nicht einen dreijährigen regelmäßigen Schulunterricht genossen hat, oder durch ein Zeugnis des Schulvorstandes nachweist, daß er seine Muttersprache geläufig lesen kann und einen Anfang im Schreiben gemacht hat, darf vor zurückgelegtem sechzehnten Jahre zu einer solchen Beschäftigung in den genannten Anstalten nicht angenommen werden.

Eine Ausnahme hiervon ist nur da gestattet, wo die Fabrikherren durch Errichtung und Unterhaltung von Fabrikschulen den Unterricht der jungen Arbeiter sichern. Die Beurteilung, ob eine solche Schule genüge, gebührt den Regierungen, welche in diesem Falle auch das Verhältnis zwischen Lern- und Arbeitszeit zu bestimmen haben.

§ 3. Junge Leute, welche das sechzehnte Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, dürfen in diesen Anstalten nicht über zehn Stunden täglich beschäftigt werden.

Die Orts-Polizei-Behörde ist befugt, eine vorübergehende Verlängerung dieser Arbeitszeit zu gestatten, wenn durch Naturereignisse oder Unglücksfälle der regelmäßige Geschäftsbetrieb in den genannten Anstalten unterbrochen und ein vermehrtes Arbeitsbedürfnis dadurch herbeigeführt worden ist.

Die Verlängerung darf täglich nur eine Stunde betragen und darf höchstens für die Dauer von vier Wochen gestattet werden.

§ 4. Zwischen den im vorigen Paragraphen bestimmten Arbeitsstunden ist den genannten Arbeitern Vor- und Nachmittags eine Muße von einer Viertelstunde und Mittags eine ganze Freistunde und zwar jedesmal auch Bewegung an freier Luft zu gewähren.

§ 5. Die Beschäftigung solcher jungen Leute vor 5 Uhr Morgens und nach 9 Uhr Abends, so wie an den Sonn- und Feiertagen ist gänzlich untersagt. […]

§ 9. Durch vorstehende Verordnung werden die gesetzlichen Bestimmungen über die Verpflichtung zum Schulbesuch nicht geändert. Jedoch werden die Regierungen da, wo die Verhältnisse die Beschäftigung schulpflichtiger Kinder in den Fabriken nötig machen, solche Einrichtungen treffen, daß die Wahl der Unterrichtsstunden den Betrieb derselben so wenig als möglich störe.

Berlin, den 9. März 1839.

Königliches Staats-Ministerium. 

Friedrich Wilhelm, Kronprinz.

Frh. v. Altenstein; v. Kampz; Mühler; v. Kochow; v. Nagler; Graf v. Alvensleben; Frh. v. Werther; v. Rauch.“

Anmerkung: 

Durch eine Ergänzung dieses Regulativs (= Gesetz) wurde 1853 für Kinder unter 12 Jahren die Arbeit in Fabriken verboten; Kinder ab 12 Jahren durften täglich nur noch 6 Stunden arbeiten.                                                           (zitiert aus: Saadi-Varchmin, Kinderarbeit ist verboten!, S. 71)

3. Kinderarbeit in der Ravensberger Spinnerei

Die Ravensberger Spinnerei stellte erstmals 1858 einige Kinder ein. Eine deutliche Steigerung erfolgte schließlich um 1860. […] In den 1860er Jahren betrug der Kinderanteil an der Gesamtbeschäftigtenzahl rund 10%, später nur noch rund 4 bis 5%. Die für die Ravensberger Spinnerei errechneten Werte entsprechen ziemlich genau dem in der deutschen Leinenindustrie üblichen Kinderanteil an allen Beschäftigten. Erst 1891 wurde die Kinderarbeit in Bielefelder Fabriken beendet. 

[…]

Zur Ursache der Kinderarbeit äußert sich die Evangelische Kreissynode für das Jahr 1860 folgendermaßen:

„Bei der so lange anhaltenden Stockung des Leinenhandels und der Weberei droht wieder eine Verarmung in den Weber-Familien einzureißen, nachdem die Spuren der früheren Notjahre durch die letzten von Gott so unverdient gesegneten Jahre bereits verschwunden waren. Eine der Folgen davon ist in diesem Jahr besonders hervorgetreten, die nämlich, daß die Eltern sich gezwungen sehen, ihre Kinder vor und nach der Confirmation zur Arbeit in die Spinnerei zu schicken. […]“

(nach: J. Altenberend, Kinderarbeit in Bielefeld. Die Ravensberger Spinnerei und ihre Fabrikschule, in: 

Jahresbericht des Historischen Vereins für die 

Grafschaft Ravensberg 74 (1982 /83), 

S. 115-172, hier S. 125 ff.; 140)

4. Die Arbeitsbedingungen der Kinder und ihre Auswirkungen

Die Kinder mussten unter Aufsicht einer sogenannten „Kommandofrau" die Fäden der vollen Spindeln durch leere ersetzen oder gerissene Fäden wieder aneinander knüpfen. Die vollen Spulen wurden dann in die Haspelei transportiert. Diese Tätigkeiten erforderten von den Kindern keine besonderen Qualifikationen oder allzu große Kraftanstrengungen, wohl aber ein gewisses Maß an Fingerfertigkeit und an Beweglichkeit. Trotzdem war die Arbeitsbelastung der Kinder außerordentlich hoch. Zunächst einmal arbeiteten sie in einem voll mechanisierten Betriebssystem, so dass die Maschinen das jeweilige Arbeitstempo diktierten. Hinzu kam vor allem, dass die Kinder ihren Arbeitsplatz in der Feinspinnerei hatten, wo beständig eine Temperatur von 30 Grad herrschte. Die Spindeln der Maschinen hatten eine hohe Drehzahl, so dass die Kinder einen ohrenbetäubenden Lärm ertragen mussten. Sie waren außerdem der starken Staubentwicklung und besonders der hohen Feuchtigkeit in den Spinnsälen ausgesetzt. Die Folge war, dass die Kinder ebenso wie die erwachsenen Arbeiter in nasser Kleidung und mit nassen Füßen ihre Arbeit verrichteten.

Bei Kindern und Jugendlichen diagnostizierten die Ärzte Gliederschmerzen in den Oberarmen und Oberschenkeln, schnelles Ermüden und Gangbeschwerden. Sie beklagten die Häufigkeit von Geschwüren an den Unterschenkeln, die durch langes Stehen in den nassen Sälen und durch die hohe Luftfeuchtigkeit hervorgerufen worden seien. Ferner kamen Verletzungen der Finger und Hände, teils leichterer, teils schwererer Art zur ärztlichen Behandlung. Besonders im Winter zogen sich die Arbeiter durch den Wechsel von der feuchtwarmen Luft der Spinnsäle in die kalte Luft Erkältungskrankheiten zu. 

(Altenberend, Kinderarbeit in Bielefeld, S. 154 f.)

C  
Die Fabrikschule

1. Aus dem Antrag der Direktion der Ravensberger Spinnerei zur Errichtung einer Fabrikschule vom 5. August 1867

„Die zwischen dem Unterricht und in der Schule und zwischen der Arbeit in der Fabrik liegende Zeit, welche die Kinder zum Mittagessen und zum Ausruhen verwenden sollten, geht oft genug damit hin, um den Weg zwischen beiden Orten zurückzulegen, sodaß die Kinder, je nachdem sie Morgens oder Mittags unterrichtet werden, entweder in der Schule oder in der Fabrik abgemattet ankommen.“

(zitiert aus: Altenberend, Kinderarbeit in Bielefeld, S. 146)

2. Kritik der staatlichen Aufsicht an der Fabrikschule

(a)
„Bielefeld, den 4. September 1874

Bei der heute wiederholten Revision der von der Aktiengesellschaft Spinnerei Ravensberg mit Genehmigung Königlicher Regierung eingerichteten und zur Zeit von der Lehrerin Wegener geleiteten Privat-Elementartöchterschule (Fabrikschule) habe ich ermittelt, daß die zwölf- bis vierzehnjährigen schulpflichtigen Mädchen regelmäßig jeden Mittwoch und Sonnabend und während der Schulferien jeden Tag von morgens bis abends, also weit über 6 Stunden täglich, in der genannten Spinnerei arbeiten. Nicht bloß sämtliche Schulkinder haben dies mir gegenüber gestanden, sondern auch die g. Wegener selbst hat zu ihrer Entschuldigung auf jenen Übelstand Bezug genommen. Es kann also über die Richtigkeit meiner Wahrnehmung nicht der geringste Zweifel obwalten. Da in diesem Verfahren der Direction genannter Gesellschaft ein großer Vertrauensbruch liegt, so bitte ich Königliche Regierung gehorsamst: 

[…] Dieser Antrag erscheint aber auch aus dem Grunde gerechtfertigt, weil der Zustand der wiederholt von mir besuchten Schule ein wirklich schlechter ist. Die Lehrerin ist ohne Eifer und Interesse für die Kinder, welche ihr zu den verschiedensten Zeiten aus allen möglichen Gegenden des Bezirks und weiter zugeführt werden.

Die Kinder, schon kränklich in ihrem Aussehen, sind geistig stumpf und abgespannt. Kein Wunder bei der vielen Arbeit, schlechten Luft und wenig Nahrung. Ihr Wissen ist sehr gering. Die Schuld an diesem Zustande der armen Kinder trifft allerdings in erster Linie die Eltern, welche die Leistungsfähigkeit ihrer Kinder nur ausbeuten wollen; nicht minder aber auch die Fabrikanten, welche das ihr von der Obrigkeit geschenkte Vertrauen in so hohem Maße mißbrauchen. Königliche Regierung bitte ich deshalb im Interesse der Kinder und zur Warnung der Eltern und Fabrikanten ein Exempel zu statuieren und den Schluß der s.g. Fabrikschule anzuordnen.

Der Landrat

F.V.

Der Regierungs-Assessor“

(b)
„Betrifft: die von der Lehrerin Wegener geleitete Fabrikschule zu Bielefeld

[…] Am 10. September habe ich in Begleitung des Herrn Coreferenten der Fabrikschule zu Bielefeld revidiert.

Wir kamen unerwünscht. Der Unterricht sollte um 8 ½ Uhr beginnen (warum nicht um 8 Uhr?), begann aber erst um 9 ½ Uhr, also eine Stunde später, und es kamen noch Kinder zu spät. Mit diesem unregelmäßigen Kommen der Kinder entschuldigte sich dann auch die Lehrerin Wegener, welche erst in die Klasse trat, als wir schon eine Weile drinn waren. – Wir trafen überhaupt nur ein paar Kinder an, als wir das Schulzimmer betraten, und da war es etwa 9 Uhr.

Die Unpünktlichkeit der Lehrerin ist zu tadeln – aber wer kontrolliert eigentlich den Schulbesuch? Schulversäumnislisten müssen hier gerade so geführt werden wie in den anderen öffentlichen Schulen, und Schulversäumnisse müßten hier noch strenger geahndet werden als anderswo. Vormittags hatte die 1. Klasse Unterricht; zu ihr gehören 26 Mädchen (über 14 Jahre, 20 über 13 Jahre alt), welche von 8 ½  - 12 Uhr Unterricht empfangen und nachmittags von 1 - 7 Uhr in der Fabrik arbeiten müssen. Das ist für Mädchen in dem Alter schon recht anstrengend. Wenn es nun aber noch am Mittwoch und Sonnabend und in den Ferien, wie Herr Reg. Ass. ... ermittelt hat, zu einer Steigerung der Fabrikarbeit kommt, kann das nur schädlich für die Gesundheit und die geistige Entwicklung der Kinder sein.

Die Kinder waren aus verschiedenen Schulen, manche erst ein Jahr in der Fabrikschule, manche 2 Jahre, befanden sich also bei ihrem Eintritt in die Fabrikschule auf ungleichmäßigem Bildungspunkt. Sie gehen zu verschiedenen Pastoren zum Katechismen und Confirmanden-Unterricht, bald heute, bald morgen, was für den Fortschritt in der Schule nur nachteilig sein kann.

Die Leistungen der Klasse waren dann auch äußerst geringe. In der Religion stand es sehr schwach (wer Abraham gewesen, wußte ein Kind, wer Luther gewesen, keins - und doch waren es lutherische Confirmanden!)

Das Lesen war stottrig und ohne Betonung. Schreiben und Rechnen war sehr mittelmäßig, Singen desgleichen.

Weitere Anforderungen im Deutschen zu machen, mußte ich mir hiernach wohl vergehen lassen. Die Mädchen sahen unreinlich und unordentlich aus, das Schullokal war auch unsauber gehalten.

Viel besser erschienen nachmittags die Leistungen der 2. Klasse, bestehend aus 18 Mädchen jüngeren Alters, welche von 2 - 5 Uhr unterrichtet werden, nachdem sie vormittags von 6 - 12 Uhr (jedenfalls zu lange) in der Fabrik gearbeitet haben.

Die Kinder sahen auch reinlich aus (unsere Anwesenheit war nun bekannt!) und das Schullokal war gesäubert. Wenn die Kinder einen frischeren Eindruck machten, erkläre ich das zum Teil daraus, daß sie noch nicht so lange in der Fabrik gearbeitet haben; nur 5 sind schon seit einem Jahr der Fabrik und der Fabrikschule angehörig, die anderen erst seit Ostern. Indessen waren doch auch hier die Leistungen nur bei einigen Kindern genügend. Die Ungleichmäßigkeit im Wissen und Können der Kinder trat auch hier hervor – die schwächsten waren aus der 5. Klasse der Stadtheiderschule gekommen (ich habe diese Schule anderen Tages auch revidiert und in der 5. Klasse 13 und fast 17-jährige Kinder gefunden, die noch nicht lesen konnten!).

Gewiß ist die Lehrerin Wegener zu tadeln, daß sie nicht größere Sorgfalt, Genauigkeit und Fleiß auf die Schule verwandt; es würde aber sehr ungerecht sein, sie allein für die Mängel verantwortlich zu machen.

Ein Lehrplan, wie ihn diese Schule doch besonders bedurft hätte, ist nicht vorhanden, ein Schultagebuch auch nicht, ein Stundenplan, der gar nicht mehr recht paßt, ist von früheren Zeiten her vererbt.

Die Direction der Spinnerei hatte nur zwar als natürlicher Vorstand der Fabrikschule zum Rechten sehen sollen, aber auch diese hat sich um das Innere der Schule nicht bekümmern zu sollen geglaubt.

Hiernach kann ich mich über den ungünstigen Bericht des Herrn Reg. Assessors ... eigentlich nicht wundern, sondern muß ihn berechtigt finden. Ist eine Fabrikschule nötig und will die Direction der Ravensberger Spinnerei die entsprechenden Mittel darauf verwenden, so muß die Schule organisiert geleitet und beaufsichtigt werden wie jede andere. […]“

[Hervorhebungen im Originaltext]

(zitiert aus: Volkshochschule Bielefeld (Hg.), Leben und Arbeiten in der Fabrik. Ravensberger Spinnerei 1850-1972. 

Eine Ausstellung der Volkshochschule Bielefeld, Bielefeld 1986, S. 62-64; gekürzt)

3. Arbeit und Unterricht

Es kam vor, dass der Unterricht zeitweise überhaupt ausfiel und die Kinder den ganzen Tag in der Fabrik beschäftigt wurden. An Samstagen wurde der Unterricht bereits um 11.00 Uhr beendet, damit die Kinder zur Reinigung der Maschinen eingesetzt werden konnten. […] In den Schulferien entfiel zwar der Unterricht, doch mussten die Kinder dafür jeden Tag von Morgens bis Abends, also weit über 6 Stunden in der Spinnerei arbeiten.

Die Kombination von Arbeit und Unterricht bedeutete für die Kinder, dass sie sich zwischen zehn und zwölf Stunden auf dem Fabrikgelände der Spinnerei aufhalten mussten. Für einen Großteil der Mädchen kam erschwerend hinzu, dass sie mit ihren Familien nicht in unmittelbarer Nähe der Spinnerei wohnten. Wegstrecken von einer halben bis zu mehr als einer ganzen Stunde bei schlecht ausgebauten, im Winter durch Schnee und Regen aufgeweichten Straßen und bei Dunkelheit waren von den 12- bis 14-jährigen Kindern zurückzulegen. Für die Erledigung von Hausaufgaben, zum Spielen oder für ein Familienleben blieb damit keine freie Zeit übrig, zumal die Kinder zusätzlich häusliche Arbeiten oder Feldarbeiten verrichten mussten. 

Die Androhung, die Fabrikschule zu schließen (s. C2), wurde nicht umgesetzt. Die Schule bestand bis 1893.

(nach: Altenberend, Kinderarbeit in Bielefeld, S. 150 ff.)

D  
Die Wohnsituation

1. Die Arbeiterwohnhäuser

Noch heute sind in Bielefeld ganze Straßenzüge und Stadtviertel von anderthalb- und zweieinhalbgeschossigen Arbeiterhäusern geprägt. Diese Häuser sind Zeugnisse der Stadterweiterung, die im Zuge der Industrialisierung notwendig wurde. 

Der starke Zuzug von Fabrikarbeiterinnen und -arbeitern ließ die Einwohnerzahl der Stadt von 25.000 im Jahr 1874 auf 50.000 im Jahr 1900 ansteigen. Der vorhandene Wohnraum reichte nicht mehr aus. In der Umgebung der entstehenden Fabriken wurden daher neue Wohngebiete erschlossen.

Die Ravensberger Spinnerei errichtete 1857 zunächst zwei Arbeiterwohnhäuser mit je vier Familienwohnungen. Zu jedem Haus gehörten ein Stall und ein Stück Land, die den Mietern, die alle Betriebsangehörige waren, eine teilweise Selbstversorgung ermöglichten. Die Mechanische Weberei hingegen vergab günstige Darlehen, um ihren Beschäftigten zu Hauseigentum zu verhelfen.

Beide Firmen sowie der Magistrat initiierten 1865 die „Bielefelder Gemeinnützige Baugesellschaft“, die im Osten der Stadt Bauland erwarb. Hier errichtete sie ab 1867 Doppel- und Einzelhäuser, die überwiegend an Arbeiterinnen und Arbeiter sowie Angehörige der unteren Mittelschicht verkauft wurden.

Ähnliche Ziele verfolgte der von Pastor Friedrich von Bodelschwingh 1885 ins Leben gerufene christlich geprägte Verein „Arbeiterheim“, indem er kleine, von Gartenland umgebene Häuser in Auftrag gab. Bedingungen für den Erwerb waren ein Zeugnis über moralische Unbedenklichkeit und 300 bis 500 Mark Eigenkapital.

Erst 1911, später als in anderen vergleichbaren Städten, gründeten Arbeiter eine Baugenossenschaft, die „Freie Scholle“. Nach der Turnhalle Ost baute die „Freie Scholle“ bis 1915 zwölf mehrgeschossige Genossenschaftshäuser mit Gemeinschaftseinrichtungen und gut geschnittenen, ausreichend belüfteten Wohnungen. Der Eigenheimbau ging seitdem zurück.

Das Arbeiterhaus

Viele der Bielefelder Arbeiterhäuser (s. Titelseite) wurden nach fast identischen Plänen und Grundrissen erstellt. Über eine kleine Treppe erreichte man durch eine zweiflügelige Tür das Hochparterre. Dort befanden sich zwei Wohnungen mit je vier Räumen inklusive Küche. Über die Treppe im Flur konnten die drei kleineren Dreiraumwohnungen im Obergeschoss erreicht werden. Die Wohnungen waren nicht in sich abgeschlossen, fast alle Zimmer auch vom Flur aus zugänglich. Fünf bis sechs Parteien teilten sich den im Stallanbau untergebrachten einzigen Abort des Hauses sowie den Garten, der eine gewisse Selbstversorgung garantierte.

Die giebelständigen Häuser hatten eine relativ gleichförmige Fassadengestaltung: Rechts und links der Tür befanden sich je zwei Fenster, im Halbgeschoss darüber lagen mittig zwei große, rechts und links von ihnen zwei kleinere Fenster. In der Spitze des Giebels befanden sich zwei kleine Bodenfenster.

Je nach Vermögen verzierten die Eigentümer die Fassade mit Gesimsen, Konsolen und vorgefertigten Stuckornamenten. Viele dieser Schmuckelemente fielen, als sie nicht mehr dem Zeitgeschmack entsprachen, der Modernisierung zum Opfer.

Die meisten Häuser waren im Besitz von Arbeiter- oder Handwerkerfamilien. Leisten konnten sie sich den Kauf oder Bau eines Hauses meist nur dann, wenn sie lediglich eine Wohnung selbst bewohnten und die übrigen vermieteten. Die jährlichen Belastungen entsprachen dann ungefähr den Kosten einer Mietwohnung. Doch bot das eigene Heim Schutz vor Kündigung und Mieterhöhung. Die angespannten finanziellen Verhältnisse vieler Familien führten in diesen Häusern durch weitere Untervermietungen zu beengten Wohnverhältnissen. Dennoch stand Bielefeld mit einer durchschnittlichen Belegdichte von 14 Personen pro Haus im westfälischen Vergleich durchaus günstig da. Die Unterschiede waren jedoch beträchtlich: So bewohnten im Jahr 1910 im Spinnereiviertel 19,2 Personen ein anderthalbgeschossiges Haus, im Johannistal dagegen lebten 9 Personen in einer sehr viel größeren Villa.

Das Schlafstellenwesen

Die hohe Belegdichte im Spinnereiviertel kam dadurch zustande, dass viele in der Textilindustrie Beschäftigte zur Existenzsicherung Schlafstellen innerhalb der Wohnungen vermieten mussten. Bei den finanziell etwas besser gestellten und in größeren Wohnungen lebenden Metallarbeiterfamilien reichte oft die Untervermietung eines ganzen Raumes.

Eine Schlafstellenverordnung legte seit 1882 die Größe und den bereitzustellenden Boden- und Luftraum pro Person genau fest. Jede Schlafstellenvergabe musste mit Zeichnung und Angabe der Personenzahl pro Wohnung gemeldet werden. Diese Angaben, aber auch anonym angezeigte Verstöße wurden überprüft. Die Beamten forderten nötigenfalls die Betroffenen zur Behebung der Missstände auf.

(nach: Cornelia Foerster (Hg.), Historisches Museum 

Bielefeld. Ein Führer durch das Historische 

Museum, Bielefeld 1994, S. 92-95)

2. Das Mädchenlogierheim

Der folgenden Quelle lässt sich entnehmen, welches Ansehen die Arbeit in der Spinnerei hatte:

 „In der Spinnerei werden vorwiegend weibliche Arbeiter beschäftigt, die meistens aus Ostpreußen und Böhmen stammen. Auch die einheimische Biele-felderin geht in die Fabrik, aber nicht in schmutzige Spinnereien, die sie stets den Fremden überlässt, sondern in die Webereien, wo die Löhne zwar etwas niedriger, wo aber auch die Arbeit dafür reinlicher ist. Man kann, zumal am Sonntag in den Tanzlokalen, sehr genau beobachten, welche gesellschaftliche Kluft zwischen Spinnerin und Weberin herrscht und mit welchem Standesdünkel die Weberin auf die Spinnerin, von ihr ‚Bramserin’ genannt, herabsieht. Nie wird sich eine Weberin gefallen lassen, dass sich eine Spinnerin zu ihr an denselben Tisch setzt. Woran aber dieses unglückliche Geschöpf zugleich von der Weberin erkannt wird? An dem penetranten Leimgeruch, den ein ‚Bramser’ ausströmt und der sich durch alle Wohlgerüche Arabiens nicht verdrängen lässt. Wie die Weberin über den ‚Bramser’, so wieder – immer Hand in Hand mit dem aus seinem rauhen Urzustand in den Zustand der Veredelung übergehenden Flachsfaser – die Jungfrau aus den Wäschefabriken über die Weberin.“ 

(zitiert aus: Berliner Tageblatt vom 08.01.1905) 

Aus allen diesen oben beschriebenen Gründen resultierte eine relativ hohe Fluktuation der Arbeitskräfte, die die Firmenleitung der Spinnerei nur durch angeworbene Arbeitskräfte – vor allem aus Ostpreußen und Böhmen – ausgleichen konnte, die aber wiederum Wohnraum benötigten. 1870 berichtete der Verwaltungsrat an die Aktionärsversammlung:

„Der von uns beschlossene Bau eines Kost- und Logirhauses für Mädchen, welches wir als für eine größere Familie unter einem Hausvater einzurichten gedenken, wird uns in den Stand setzen, Mädchen aus der weiteren Umgebung anzunehmen und unterzubringen, ohne sie der Gefahren einer familienlosen Existenz auszusetzen.“

Wie gering die Attraktivität der Arbeit in der Spinnerei für die Bielefelder Frauen und Mädchen war, wird aus den Aussagen der ehemaligen Arbeiterin Hildegard Ahlemeyer deutlich, die noch für 1935 feststellt:

„Die Bielefelder selbst schickten ihre Mädchen nicht zur Spinnerei, die schickten sie lieber in Nähereien oder auch zu Dürkopp.“

In dem 1872 an der Webereistraße erbauten Logierhaus wohnten bis zu 200 junge auswärtige Mädchen. Bis zu 16 Arbeiterinnen waren in den 40 qm großen Schlafräumen untergebracht. Später wurden die Räume geteilt und nur noch von drei Mädchen bewohnt. Sie wurden mit zwei Mahlzeiten am Tag und einem Morgenkaffee verpflegt. Das Logiergeld wurde direkt einbehalten, so dass vom Lohn nur noch ein geringes Taschengeld übrigblieb. 

Eine rigide Heimordnung mit der Aufforderung zu äußerster Sauberkeit und Disziplin und mit knappen Ausgehzeiten, eine strenge Leitung und ein breiter Strafenkatalog bei Vergehen wie „Zuspätkommen“, „Auf-dem-Bett-sitzen“ oder „Es-nicht-akkurat-genug-gemacht-zu-haben“ führten dazu, dass die Mädchen möglichst schnell dort rauskommen wollten.                        

Einmal wöchentlich erhielten die Mädchen Ausgang, mehrmals in der Woche fanden Betabende statt, bei denen das Erscheinen der Bewohnerinnen erwartet wurde.

„Freunde, mit denen man sich traf, durften natürlich nicht ins Heim, auch nicht zum Abholen. Man musste sich vorher genau verabreden. Die Freunde der Mädchen, die im Altbau wohnten, gingen am Haus entlang und pfiffen laut, dann wussten die Mädchen Bescheid und gingen runter. Wer heiratete, zog aus, denn auch die Ehemänner hatten keinen Zutritt.“                                                

(Annemarie Breuer, eine ehemalige Bewohnerin)

(nach: Hey, Geschichtsabläufe, S. 142 ff.; Leben 

und Arbeiten in der Fabrik, S. 41)

IV   
KURZE ÜBERSICHT ÜBER DIE ENTWICKLUNG DER GRAFSCHAFT RAVENSBERG UND DES HERZOGTUMS BERG
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Wichtige Daten

	1346
	Das Territorium des Grafenhauses Ravensberg fällt nach dem Aussterben der männlichen Linie an das Grafenhaus Jülich (ab 1356 Herzogswürde).



	
	Die Grafschaft Ravensberg entsprach etwa dem Gebiet der heutigen Stadt Bielefeld (Hauptstadt), des Kreises Herford und der Region um Halle / Westfalen.



	Seit 1511
	herrscht der Herzog von Kleve über Jülich, Kleve, Berg.

	
	Das Gebiet der Grafschaft Berg – ab 1380 Herzogtum – erstreckte sich am rechten Rheinufer bis nördlich von Düsseldorf (Hauptstadt), im Süden bis unterhalb Siegburg; Elberfeld, Barmen, Ratingen gehörten zur Grafschaft bzw. zum Herzogtum Berg.



	1609
	Aussterben des Herzoghauses, Folge: Jülich-Klevischer Erbfolgestreit.



	1614
	Vertrag von Xanten: Vergleich zwischen dem Markgrafen von Brandenburg und dem Kurfürsten von Pfalz-Neuburg.

Kleve, Mark und Ravensberg kommen an Brandenburg (später Preußen), Jülich und Berg an Pfalz-Neuburg (endgültig 1666 geregelt).

Das Gebiet der Grafschaft Mark erstreckte sich im Norden bis Hamm (Hauptstadt), im Süden bis Lüdenscheid, im Westen bis Bochum, im Osten bis Soest.



	1648
	Im Westfälischen Frieden erhalten die Hohenzollern (Brandenburg) das Fürstentum Minden.



	1701
	Kurfürst Friedrich III. von Brandenburg erhält die Königswürde: Frie-  drich I., König in Preußen. Alle Besitzungen Brandenburg-Preußens zählen zum Königreich Preußen, also auch Ravensberg.



	1719
	Der preußische König fügt das ehemalige Fürstentum Minden und die ehemalige Grafschaft Ravensberg als Verwaltungseinheit zusammen: Minden-Ravensberg.



	1815
	Wiener Kongress: An das Königreich Preußen fallen u.a.: die ehemaligen Bistümer Münster und Paderborn, die ehemalige Reichsstadt Dortmund, die Herzogtümer Jülich und Berg (damit auch die Städte Elberfeld und Barmen,
die 1929 zusammen mit anderen Landgemeinden zur Stadt Wuppertal vereinigt wurden).

Das Königreich Preußen wird in 10 Provinzen eingeteilt, u.a. Provinz Westfalen (Sitz des Oberpräsidenten Münster) und Rheinprovinz (bis 1822 noch getrennt als zwei Provinzen: Jülich-Kleve-Berg mit der Hauptstadt Köln und Großherzogtum Niederrhein mit der Hauptstadt Koblenz). Sitz des Oberpräsidenten der Rheinprovinz seit 1822: Koblenz.



	
	

	Berg (u.a. Elberfeld, Barmen, Ratingen) und Ravensberg (u.a. Bielefeld, Stadt und Kreis Herford) waren also von 1511 bis 1674 im Herzogtum Jülich-Kleve-Berg und ab 1815 im Königreich Preußen vereint. In der Urkunde König Friedrichs I. (s.o.), die aus der Zeit zwischen 1701 und 1713 stammt, stellen die Titel zu Jülich und Berg Ansprüche, nicht tatsächlichen Besitz dar.




Die Grafschaft Ravensberg – Zustand vor 1648 (Westfälischer Frieden)


Die Territorien nach 1648 auf dem Gebiet des heutigen Bundeslandes Nordrhein-Westfalen


Der Deutsche Bund 1815 bis 1848

Ab 1815 war Deutschland ein Staatenbund. Dem Deutschen Bund gehörten 39 Staaten an, darunter das Kaiserreich Österreich, die fünf Königreiche Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover und Württemberg, dazu Großherzogtümer, Herzogtümer, Fürstentümer und die vier Freien Städte Hamburg, Lübeck, Bremen und Frankfurt. Mitglieder des Deutschen Bundes waren auch der König von Großbritannien (für Hannover), der König von Dänemark (für Holstein), der König der Niederlande (für Luxemburg). Österreich und Preußen gehörten nur mit einem Teil ihres Staatsgebietes dem Bund an.

Eine deutsche Staatsangehörigkeit gab es nicht. Als Preuße oder Bayer war man z.B. in Sachsen „Ausländer". An allen Grenzen der Einzelstaaten gab es Zollschranken.

Der Bundestag in Frankfurt war die oberste Bundesbehörde, keine Volksvertretung, sondern eine Vertretung der Fürsten. Diese waren daran interessiert, ihre Unabhängigkeit und Souveränität (oberste Machtvollkommenheit) zu bewahren und bekämpften daher die Bestrebungen der Deutschen nach Einheit und Freiheit. Die Bevölkerungszahl betrug 1815 etwa 30 Mio.; 1850 waren es 35,4 Mio. Davon lebten fast zwei

Drittel in Preußen und Österreich. Außer Bayern und Baden hatten alle anderen Kleinstaaten unter 1 Mio. Einwohner, die Hälfte der Kleinstaaten hatte unter 100 000 Einwohner.

Unterschiedliche Maße, Gewichte und Münzen um 1840

	
	1 Elle 

(in cm)
	1 Scheffel 

(in hl)
	1 Pfund 

(in g)
	Münzfuß

 (gleicher Metallwert)

	Baden
	60,00
	1,5
	500,0
	24 ½  Guldenfuß

	Bayern
	58,37
	  0,55
	560,1
	24 ½  Guldenfuß

	Hamburg
	57,31
	  1,10
	500,0
	34      Markfuß

	Oldenburg
	66,69
	    0,228
	467,7
	20      Guldenfuß

	Preußen
	66,69
	0,5
	467,7
	14      Talerfuß

	Württemberg
	61,42
	    1,735
	467,7
	24 ½  Guldenfuß

	
	
	
	
	

	Zum Vergleich:
	
	
	
	

	Frankreich
	1 m = 100 cm
	1 hl = 100 1
	1 kg = 1000 g
	1 Franc = 100 Centi-

                        mes
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                                                              (aus: B. / J. Saadi-Varchmin, Kinderarbeit ist verboten!, Wuppertal 1984, S. 53)
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Ein typisches Bielefelder Arbeiterhaus


                                    


                            (aus: Bernd Hey u.a. (Hg.), Geschichtsabläufe. Historische 


                                    Spaziergänge durch Bielefeld, Bielefeld 1990, S. 177)
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Urkunde des Königs Friedrich I.


                                          (aus: Sebastian Haffner, Preußen ohne Legende, Hamburg 1978, S. 59)
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                                                         (aus: K.A.v.d. Horst, Die Rittersitze der Grafschaft Ravensberg und des Fürstentums Minden, 


                                                                                                                                   ND der Ausgabe 1894-1898, Osnabrück 1979)
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                                                                                                              (aus: Geschichte und Geschehen, Bd. II, S. 241)











